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Nach der Flut
Vom europäischen zum deutschen 
Lebensmittelrecht

Leitthema      

Nach 50 Jahren Europäischer Gemein-

schaft (EG) ist es mehr als deutlich: 

Lebensmittelrecht ist Europarecht 

(vgl. [1, 2, 3, 4, 5]). So wie die Flut das 

Wattenmeer bedeckt, hat das euro-

päische Lebensmittelrecht nach und 

nach das deutsche Lebensmittelrecht 

überspült. Mit Nachdruck und Be-

harrlichkeit ist es mittlerweile in die 

kleinsten Ritzen gedrungen und hat 

heimische Vorschriften überlagert, 

abgelöst und verdrängt. Wie viele an-

dere Bereiche ist auch das Lebensmit-

telrecht inzwischen weitgehend har-

monisiert, d. h. europaweit verein-

heitlicht. Heute sind rund 90% aller 

lebensmittelrechtlichen Bestimmun-

gen europäischen Ursprungs.

Die Folgen der Harmonisierung sind für 
jeden erkennbar, der mit Lebensmitteln 
zu tun hat, sie sind aber keineswegs im-
mer leicht zu durchschauen. Verwirrende 
Begriffe, sich überschneidende und ein-
ander widersprechende Vorschriften, aber 
auch offenkundige konzeptionelle Schwä-
chen mancher Gesetze führen dazu, dass 
das Lebensmittelrecht für viele Laien un-
übersichtlich wirkt und bisweilen Unver-
ständnis hervorruft. Dabei ist ein Grund-
verständnis hiervon unabdingbar, sofern 
man Lebensmittel rechtmäßig herstel-
len, verarbeiten, kennzeichnen, bewer-
ben oder in den Verkehr bringen will. Die 
Entwicklung des europäischen Lebens-
mittelrechts, seine wesentlichen Grund-
prinzipien und einige charakteristische 
Beispiele jüngerer Rechtsetzung in dieser 
Materie sollen hier vorgestellt werden.

Entwicklung

Der EG-Vertrag (EGV [6, 7]) b ildet die 
Grundlage des europäischen Lebensmit-
telrechts. Er bezweckte schon ursprüng-
lich die Schaffung einer Wirtschaftsge-
meinschaft mit einem gemeinsamen Bin-
nenmarkt. Nach der Ein heitlichen Eu-
ropäischen Akte sollte dieser eigentlich 
schon bis Ende 1992 vollendet sein. Zur 
Verwirklichung dieses Ziels war es vor 
allem erforderlich, Handelshemmnisse 
zwischen den Mitgliedstaaten abzuschaf-
fen, in erster Linie Zölle und Einfuhrbe-
schränkungen, aber auch andere Maß-
nahmen, die den f reien Warenverkehr 
gleichermaßen behindern können. So be-
steht ein heute in Art. 28 EGV niederge-
legtes generelles innergemeinschaftliches 
Diskriminierungsverbot für Waren, zu 
denen selbstverständlich auch Lebens-
mittel zählen. Im Grundsatz müssen Wa-
ren deshalb in allen eur opäischen Län-
dern gleichermaßen gehandelt werden 
können. Nationales Lebensmittelrecht gilt 
europarechtlich betrachtet als Ansamm-
lung von Handelshemmnissen [8], weil es 
in den Mitgliedstaaten Anforderungen an 
die Verkehrsfähigkeit, die Beschaffenheit 
und die Kennzeichnung von Produkten 
stellt, an die sich Importeure halten müs-
sen. Sie konnten in einem M itgliedstaat 
verkehrsfähige Lebensmittel früher nicht 
ohne weiteres in einem anderen Mitglied-
staat in den Verkehr bringen. Deshalb be-
stand von Anfang an die Notwendigkeit, 
das Lebensmittelrecht in der G emein-
schaft zu harmonisieren. Obwohl mittler-
weile tatsächlich viele Rechtsvorschriften 

vereinheitlicht sind, können noch immer 
nicht alle Lebensmittel in Europa frei ver-
trieben werden. Produkte, die in einem 
Land zulässig sind, dürfen in einem ande-
ren aber generell nur noch in Ausnahme-
fällen verboten sein. Das kommt dort vor, 
wo das Lebensmittelrecht noch unvoll-
ständig harmonisiert ist. Gleichzeitig war 
es stets auch Ziel des EGV, ein hohes Ge-
sundheitsschutzniveau zu etablieren und 
den Verbraucherschutz zu verbessern.

Grundsatz des freien 
Warenverkehrs

Aus Sicherheitsgründen durfte und darf 
nämlich vom Grundsatz des freien Wa-
renverkehrs in einzelnen Mitgliedstaaten 
ausnahmsweise dann abgewichen wer-
den, wenn der nationale Gesetzgeber da-
für zwingende Erfordernisse des Gesund-
heitsschutzes anführt. Die Rechtsgrund-
lage für derartige Ausnahmen ist heu-
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te Art. 30 EGV; sie schwinden jedoch in 
der Praxis mit zunehmender Harmoni-
sierung des Lebensmittelrechts. Wesent-
lich zur gegenseitigen Anerkennung der 
Verkehrsfähigkeit von Lebensmitteln in-
nerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
hat die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs speziell auch zu Lebensmit-
teln beigetragen. Sie ist bei Europarecht-
lern bekannt unter dem Namen „Cassis-
Rechtsprechung“ (s. unten).

Harmonisierung im 
Lebensmittelrecht

Ursprünglich hatte die Gemeinschaft ver-
sucht, das Lebensmittelrecht vollständig 
zu harmonisieren, zuerst nur punktuell 
für einzelne Produktgruppen, später ge-
nerell für alle Erzeugnisse. Als allerdings 
klar wurde, dass man sich hierbei völlig 
verzetteln und womöglich nie fertig wer-
den würde, schwenkte die Gemeinschaft 
1985 auf eine andere Strategie um, die „ho-
rizontale Harmonisierung“. Dabei wurde 
versucht, einzelne Regelungsbereiche an-
zugleichen, die für zahlreiche oder gar al-
le Lebensmittel gelten, z. B. die Zusatz-
stoffzulassung, die L ebensmittelkenn-
zeichnung oder das Hygienerecht. Aus-
schlaggebend für diesen Umschwung war 
nicht zuletzt auch die Entscheidungspra-
xis des Europäischen Gerichtshofs, der-
zufolge Unterschiede in nationalen Re-
gelungen der Vermarktung von Lebens-
mitteln prinzipiell hingenommen wer-
den müssen [9]: Französische Johannis-
beerliköre („Cassis“) durften in Deutsch-
land auch mit niedrigerem Alkoholgehalt 
in den Verkehr gebracht werden, als das 
nach deutschem Lebensmittelrecht für 
Liköre zulässig gewesen wäre. Die Argu-
mente der deutschen Bundesregierung, 
die einen höheren Alkoholgehalt für die 
französischen Liköre verlangte, konnten 
demgegenüber nicht überzeugen. Nati-
onale Kennzeichnungsvorschriften [10] 
mussten sich in der Zwischenzeit eben-
so an diesem Maßstab der gegenseitigen 
Anerkennung messen lassen wie einzelne 
Produktrezepturen – nicht zuletzt für das 
Lebensmittel „Bier“ [11]. Entsprechend 
findet sich auf dem deutschen Lebens-
mittelmarkt nicht mehr nur Bier, das dem 
weithin bekannten deutschen Reinheits-
gebot von 1516 entspricht; rechtmäßig ver-

Zusammenfassung · Abstract

Ernährung 2007 · 1:4–10  DOI 10.1007/s12082-007-0004-8

© Springer Gesundheits- und Pharmazieverlag 2007

M. Hagenmeyer · A. Hahn

Nach der Flut. Vom europäischen zum deutschen Lebensmittelrecht

Zusammenfassung

50 Jahre Europa haben zu einer weitgehen-

den Vereinheitlichung des Lebensmittel-

rechts geführt. Diese Harmonisierung ist al-

lerdings noch immer nicht vollständig, so 

dass zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 

in Teilbereichen des Lebensmittelrechts wei-

terhin Unterschiede bestehen. Hintergrund 

der Vereinheitlichung war ursprünglich das 

Streben nach einem gemeinsamen europä-

ischen Binnenmarkt mit freiem Warenverkehr 

ohne Handelsbeschränkungen. Gleichzei-

tig war und ist es ein Ziel des gemeinschaft-

lichen Lebensmittelrechts, ein hohes Gesund-

heitsschutzniveau zu etablieren und die Le-

bensmittelsicherheit zu gewährleisten. Dazu 

dienen vor allem zwei Formen europäischer 

Rechtsetzung: Verordnungen und Richtli-

nien. Während erstere unmittelbar in allen 

Mitgliedstaaten gelten, bedürfen letztere ei-

ner Umsetzung in nationales Recht. Beispiele 

der Rechtsetzung für Lebensmittel aus jün-

gerer Zeit sind die Lebensmittel-Basis-VO, die 

Lebensmittelhygieneverordnung, die Health-

Claims-VO sowie die Richtlinien zu Nahrungs-

ergänzungsmitteln und diätetischen Lebens-

mitteln.

Schlüsselwörter
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After the flood. From European to German food law

Abstract

Fifty years of Europe have led to extensive 

standardisation of food law. This harmoni-

sation is not yet complete, however, so that 

some subsectors of food law still vary in in-

dividual member states. The background to 

the standardisation was originally the quest 

for a European common market with free 

movement of goods and with no trade re-

strictions. At the same time, a common food 

law was also intended to establish a high lev-

el of health protection and to guarantee food 

safety, which is still the intention today. This 

is served primarily by two types of Europe-

an legislation: Regulations and Directives. 

Whilst the former apply directly in all mem-

ber states, the latter require implementation 

into the national law of each member state. 

Recent examples of legislation on food are 

the Regulation on General Principles of Food 

Law, the Food Hygiene Regulation, the Regu-

lation on Health Claims and the Directives on 

Food Supplements and Foods for Particular 

Nutritional Uses.

Keywords

Food law · European Community · Germany · 
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5Ernährung 1 · 2007 | 



kauft werden gleichermaßen Biere aus an-
deren Getreidearten als Gerste (oder Wei-
zen), z. B. Reis, und auch solche mit Zu-
satzstoffen, z. B. Ascorbinsäure.

Kleinster gemeinsamer Nenner

Wer sich mit Fragen des Lebensmittel-
rechts beschäftigt, wird sehr schnell fest-
stellen, dass gerade die kritischen Punkte 
oftmals gar nicht geregelt sind. Beson-
ders deutlich wird das u. a. an den euro-
parechtlichen Vorgaben für Nahrungs-
ergänzungsmittel, einer in der P raxis 
schwierigen und umstritten Produktkate-
gorie. So finden sich bis heute im Wesent-
lichen nur Vorgaben dazu, welche Vita-
mine und Mineralstoffe in den Produkten 
enthalten sein dürfen, dagegen weder An-
gaben über deren zulässige Höchstmen-
gen noch über die Zulässigkeit anderer 
Stoffe. Europäisch geregelt ist damit letzt-
lich nur das, was ohnehin recht unprob-
lematisch erscheint – und genau das ist 
auch der Grund dafür. Europäische Ge-
setzgebung stellt immer einen Kompro-
miss dar, bei dem die oftmals erheblichen 
nationalen Interessenunterschiede und 
Auffassungen von inzwischen 27 Mit-
gliedstaaten berücksichtigt worden sind. 
In der Praxis resultieren daraus oftmals 
Gesetzeswerke, die den eben noch mög-
lichen – und durch manchen „Kuhhan-
del“ besiegelten – Kompromiss darstel-
len. Dieser kleinste gemeinsame Nenner 
ist keineswegs immer das für jeden wün-
schenswerte Gesetz!

Prinzip der gegenseitigen 
Anerkennung

Aus der Rec htsprechung des E uropä-
ischen Gerichtshofs, die immer wieder er-

neuert wurde, ergibt sich der Grundsatz, 
dass aus anderen Mitgliedstaaten nach 
Deutschland eingeführte Lebensmittel 
hier zugelassen werden müssen, solange 
sie im Herkunftsland rechtmäßig herge-
stellt worden sind [12]. Notfalls können 
Abweichungen vom inländischen Recht 
durch Kennzeichnung, z. B. über das Zu-
tatenverzeichnis, kenntlich gemacht wer-
den. Das ist eine weniger einschneidende 
Maßnahme als ein Verkehrsverbot und 
entspricht dem juristischen Grundprin-
zip der Verhältnismäßigkeit. In der Folge 
hat die Gemeinschaft die europäische Le-
bensmittelrechtsgesetzgebung an diesen 
Prinzipien ausgerichtet. Vom Grundsatz 
der gegenseitigen Anerkennung kann nur 
dann abgewichen werden, wenn es der 
Gesundheitsschutz zwingend verlangt. 
Hier allerdings haben die einzelnen Mit-
gliedstaaten einen erheb lichen Ermes-
sensspielraum und s o kommt es hä u-
figer vor, dass ein Produkte z. B. in den 
Niederlanden rechtmäßig in Verkehr ist, 
nach der Auffassung der deutschen Be-
hörden für den inländischen Verbraucher 
aber ein Gesundheitsrisiko darstellt und 
deshalb nicht nach Deutschland einge-
führt werden darf. Die gegenseitige An-
erkennung von Lebensmitteln aus ande-
ren Mitgliedstaaten hat allerdings eine In-
länderdiskriminierung zur Folge. Wäh-
rend von nationalen Vorschriften abwei-
chende Lebensmittel aus anderen Mit-
gliedstaaten nach Deutschland gebracht 
werden dürfen, ist es hiesigen Herstellern 
nicht erlaubt, von den inländischen Be-
stimmungen abzuweichen. Hersteller in 
Deutschland sind dann gegenüber sol-
chen im Ausland benachteiligt. Es kann 
deshalb nicht verwundern, dass die Zu-
lässigkeit dieser Inländerdiskriminierung 
umstritten ist.

Gesundheitsschutz und 
Lebensmittelsicherheit

Seit 1997 verfolgt der europäische Gesetz-
geber im Lebensmittelrecht in verstärk-
tem Maße den G esundheitsschutz und 
die Lebensmittelsicherheit. Die Europä-
ische Kommission wollte das geltende Le-
bensmittelrecht auf seine Eignung für die 
Praxis überprüfen, vereinfachen und ra-
tionalisieren. Dabei dachte sie nicht nur 
an den freien Warenverkehr, sondern vor 
allem auch an ein ho hes Verbraucher- 
und Gesundheitsschutzniveau. Dement-
sprechend wurde versucht, die G esetz-
gebung an (insbesondere natur-)wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und Risikobe-
wertungen zu verankern sowie die Vertei-
lung bzw. Zuordnung der Verantwortlich-
keiten transparent zu gestalten. In ihrem 
Weißbuch zur Lebensmittelsicherheit im 
Jahr 2000 schlug die Kommission schließ-
lich einen vermeintlich radikal neuen An-
satz vor [13]. In dessen Zentrum stand ein 
umfassendes und einheitliches Konzept 
der Lebensmittelsicherheit samt Zuord-
nung von Verantwortlichkeiten über die 
gesamte Produktionskette vom Erzeu-
ger bis zum Verbraucher („from farm to 
fork“) einschließlich der Rückverfolgbar-
keit aller Zutaten. Außerdem sollte das 
Lebensmittelrecht unter Berücksichti-
gung des Prinzips der Risikoanalyse so-
wie des Vorsorgeprinzips auf eine wissen-
schaftliche Grundlage gestellt werden. All 
diese Maßnahmen zielten darauf ab, den 
Verbraucher schon im Vorfeld vor mög-
lichen Gesundheitsgefahren durch Le-
bensmittel zu bewahren und bei Bedarf 
vorsorglich eingreifen zu können. Dieses 
Gesetzgebungsvorhaben hat in der Basis-
verordnung (EG) Nr. 178/2002 seinen vor-
läufigen Schlusspunkt gefunden. Weitere, 
sich anschließende Projekte sind z. B. das 
neue Hygienepaket, die Health-Claims-
VO und die Anr eicherungsverordnung, 
auf die weiter unten eingegangen wird.

Grundprinzipien

Das gesamte Rechtssystem ist hiera r-
chisch aufgebaut (. Abb. 1). Um die 
Ziele des eur opäischen Rechts zu v er-
wirklichen, hat man ihm Anwendungs-
vorrang vor dem nationalen Recht einge-
räumt. Dementsprechend müssen deut-

Rechtsakte supranationaler 
Organisationen

Europäisches Lebensmittelrecht
Rechtsakte der EU 

(z.B. Basisverordnung, 
Diätrahmenrichtlinie) 

Nationales Lebensmittelrecht
Deutsche Rechtsakte

(z.B. LFGB, DiätV, NemV, LMKV, NKV)

Anwendungsvorrang 
des 

Gemeinschaftsrechts 

Ausdehnung des 
Gemeinschaftsrechts 

Abb. 1 9  Bezie-
hungen zwischen 
europäischem und 
nationalem Lebens-
mittelrecht
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sche Behörden und Gerichte dem euro-
päischen Lebensmittelrecht Geltung ver-
schaffen. Europäisches Recht gilt genau-
so wie deutsches Recht und wird genau-
so angewendet. Zur Anwendung (in der 
Juristensprache „Vollzug“) befugt und zu-
ständig sind in Deutschland zunächst der 
Bund und die L änder. Nationales Recht 
muss stets im Licht der europäischen Vor-
gaben ausgelegt werden. Widersprechen 
also deutsche Bestimmungen dem euro-
päischen Recht, dann dürfen sie nicht be-
achtet werden [14]. Der Anwendungsvor-
rang des europäischen Rechts hat zugleich 
eine „Sperrwirkung“ zur Folge: Der nati-
onale Gesetzgeber darf keine Gesetze ver-
abschieden, die europäischen Vorgaben 
widersprechen.

Primäres und sekundäres 
Gemeinschaftsrecht

Gleichzeitig müssen nationale Gerichte 
darauf achten, dass nachrangiges Euro-
parecht mit höherrangigem Europarecht 
übereinstimmt. Haben sie desw egen 
Zweifel, sind sie gehalten, solche Rechts-
fragen dem E uropäischen Gerichtshof 
zur Entscheidung vorzulegen [15]. Inso-
fern wird europarechtlich zwischen pri-
märem und sekundärem Gemeinschafts-
recht unterschieden (. Abb. 2). Zum 
primären Gemeinschaftsrecht gehören 
die vertraglichen Grundlagen der Euro-
päischen Union, die zwischen den Mit-
gliedstaaten u. a. im EG-Vertrag verein-
bart sind. Das schließt insbesondere die 
europäischen Grundrechte und Grund-
freiheiten mit ein, zu denen auch der be-
reits erwähnte Grundsatz des freien Wa-
renverkehrs zählt. Das sekundäre Ge-
meinschaftsrecht wird von den Organen 
der Union erlassen. Es handelt sich im 
Wesentlichen um Verordnungen, Richtli-
nien und Entscheidungen. Europäisches 
Lebensmittelrecht ist im Allgemeinen se-
kundäres Gemeinschaftsrecht. Das Brüs-
seler Gesetzgebungsverfahren ist sehr viel 
komplizierter als das deu tsche, da nicht 
nur das Parlament, sondern auch der Mi-
nisterrat und die Kommission sowie ver-
schiedene Ausschüsse daran beteiligt sind. 
Regelmäßig geht die Initiative für neues 
Gemeinschaftsrecht von der Kommission 
aus; sie bringt ihre Vorschläge über den 
Rat in das Parlament, wo sie – zumeist un-

ter Berücksichtigung von zahlreichen Än-
derungen durch den Rat und das Parla-
ment – verabschiedet werden müssen.

EG-Verordnungen und 
EG-Richtlinien

Die einzelnen Arten des sekundären Ge-
meinschaftsrechts unterscheiden sich in 
ihrer Tragweite und Bedeutung. EG-Ver-
ordnungen gelten unmittelbar in allen  
Mitgliedstaaten und richten sich in der 
Regel ebenso an Staatsbürger wie an Be-
hörden innerhalb der Union. Hierzulande 
haben sie damit praktisch dieselbe Qua-
lität wie Gesetze und Verordnungen des 
deutschen Gesetzgebers. Die Kommissi-
on bedient sich gerne dieser Art der Ge-
setzgebung, weil sie keinerlei nationaler 
Anpassung bedarf und damit schnell zur 
gewünschten Harmonisierung führt. EG-
Richtlinien hingegen richten sich in ers-
ter Linie an die Mitgliedstaaten und ver-
langen von ihnen eine inhaltliche Anpas-
sung des nationalen Rechts an die eu-
ropäischen Vorgaben. Diese Transfor-
mation wird als „Umsetzung“ bezeich-
net. Dem deutschen Gesetzgeber bleibt 
es in solchen Fällen grundsätzlich über-
lassen, wie er eine Ric htlinie implemen-
tiert. Zumeist wird die nationale Umset-
zung in Deutschland durch Gesetze oder 
Verordnungen des Bundes durchgeführt. 
Schließlich kann die Gemeinschaft auch 
noch sekundäres Recht in Form von Ent-
scheidungen schaffen, die hauptsächlich 
zur Regelung von Einzel- oder Sonderfäl-
len genutzt werden. Bisher jedoch hat die 
Europäische Gemeinschaft in keinem Fall 
strafrechtliche Sanktionskompetenz, re-
gelmäßig sind nur die Mitgliedstaaten da-
zu verpflichtet, die Einhaltung der europä-
ischen Vorgaben zu gewährleisten. Infol-

gedessen muss das deutsche Recht sowohl 
für den Verstoß gegen EG-Verordnungen 
als auch für den Verstoß gegen Implemen-
tationsnormen gegebenenfalls Straf- oder 
Bußgeldvorschriften vorsehen.

Unmittelbare Wirkung 
von EG-Richtlinien

Europäische Richtlinien legen auch fest, 
bis zu welchem Zeitpunkt ihre Bestim-
mungen in na tionales Recht integriert 
werden müssen. Kommt ein M itglied-
staat seiner Umsetzungspflicht innerhalb 
der vorgesehenen Umsetzungsfrist nicht 
nach, dann kommt es zu einer Besonder-
heit mit weitreichenden Folgen. In diesem 
Fall nämlich können unter bestimmten 
Umständen einzelne Bestimmungen von 
EG-Richtlinien unmittelbare Wirkung 
entfalten. Das ergibt sich aus der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichts-
hofs. Er hat mehrfach entschieden, dass 
Personen oder Unternehmen, für die sich 
durch eine Richtlinie bestimmte Vorteile 
oder Rechte ergeben, sich nach Ablauf 
der Umsetzungsfrist der Richtlinie direkt 
auf diese Normen berufen können, auch 
wenn sie b is dahin nic ht in nationales 
Recht umgesetzt worden sind [16]. Die-
se unmittelbare Wirkung von Richtlinien 
entfaltet sich unter bestimmten Voraus-
setzungen auch zwischen Personen und 
Unternehmen [17]. Sie gilt aber immer 
nur für begünstigende Teile einer Richt-
linie, dagegen nicht für belastende Rege-
lungen. Also müssen solche Bestimmun-
gen zunächst immer in nationales Recht 
umgesetzt werden, bevor Verstöße dage-
gen geahndet werden können. Der wich-
tigste Grundsatz bei der Anwendung eu-
ropäischen Rechts ist die eur oparechts-
freundliche, insbesondere die r ichtlini-

Gemeinschaftsrecht

·   Gründungsverträge (EGV, EAGV, EGKSV)
·   Gewohnheitsrecht
·  Allgemeine Rechtsgrundsätze

·   Verordnungen
·   Richtlinien
·   Entscheidungen
·   Empfehlungen und Stellungnahmen

Sekundäres Gemeinschaftsrecht

Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft (Art. 249 EGV) 

Primäres Gemeinschaftsrecht

Abb. 2 8 Differenzierung des europäischen Rechts in Primär- und Sekundärrecht
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enkonforme Auslegung nationaler Um-
setzungsbestimmungen. Der Europä-
ische Gerichtshof verlangt, dass dem eu-
ropäischen Recht auch national Geltung 
zu verschaffen ist. Bei fehlerhafter Umset-
zung von EG-Richtlinien erkennt er Per-
sonen oder Unternehmen anderenfalls in 
bestimmten Konstellationen sogar Scha-
densersatzansprüche gegen Mitgliedstaa-
ten zu [18].

Rechtsschutz im Europarecht

Rechtsschutz im Europarecht wird von 
deutschen Gerichten gewährt. Lebens-
mittelunternehmen können sich gegen-
über den zuständigen Behörden auf die 
geltenden Bestimmungen des eur opä-
ischen Lebensmittelrechts berufen. Falls 
sie also mit Verwaltungsakten deutscher 
Behörden, z. B. Untersagungsverfügungen 
bzw. Verkehrsverboten, nicht einverstan-
den sind, können sie s olche Bescheide 
vor den zuständigen Verwaltungsgerich-
ten anfechten. Selbstverständlich wenden 
auch die Z ivilgerichte in wettbewerbs-
rechtlichen Auseinandersetzungen euro-
päisches Lebensmittelrecht unmittelbar 
oder mittelbar an. Im äußersten Fall kann 
ein Lebensmittelunternehmer seine An-
sprüche über verschiedene Instanzen bis 
hin zum Europäischen Gerichtshof gel-
tend machen.

Verbraucherleitbild

Ein weiteres wichtiges Ergebnis der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs 
ist das Leitbild des verständigen Verbrau-
chers [19]. Hierbei handelt es sich um ein 
maßgebendes Modell, das zur Interpreta-
tion von zahlreichen lebensmittelrecht-
lichen Normen herangezogen wird, ins-
besondere im R ahmen der Produktab-
grenzung (Lebensmittel/Arzneimittel) 
oder beim Verständnis von Werbeaussa-
gen (Irreführung) [20]. Dabei wird da-
von ausgegangen, dass der Verbraucher 
durchschnittlich informiert, aufmerksam 
und verständig ist und dementsprechend 
kritisch und bewusst urteilen kann. Das 
frühere Bild vom unmündigen bzw. flüch-
tigen und deshalb b esonders schützens-
werten Verbraucher ist also abgelöst. Die-
ser Wandel hat selbstverständlich auch für 
die nationale Rechtsprechung erhebliche 

Konsequenzen, denn deutsche Gerichte 
müssen ihren Entscheidungen ebenfalls 
das europäische Verbraucherleitbild zu-
grunde legen. Deshalb kann es nicht ver-
wundern und ist im eur opäischen Sinne 
nur folgerichtig, wenn dem Verbraucher – 
jedenfalls von Seiten der Rechtsprechung 
– verstärkt Eigenverantwortung auferlegt 
und nicht Bevormundung verschrieben 
wird.

Beispiele jüngerer Rechtsetzung

Langsam erreicht die europäische Flut al-
so auch den letzten Winkel des Lebens-
mittelrechts. Dadurch wird ein G roß-
teil der einstmals nationalen Gesetzge-
bung harmonisiert, auch wenn in einzel-
nen Mitgliedstaaten immer noch ein paar 
Nischen davon unberührt bleiben. Ne-
ben umfassenden Gesetzeswerken wie 
der Basisverordnung werden zunehmend 
auch einzelne Produktgruppen geregelt 
(z. B. Nahrungsergänzungsmittel) oder 
Gesetze zu speziellen Aspekten erlassen 
(z. B. Lebensmittelhygiene, Lebensmittel-
werbung).

Basisverordnung

Mit der bereits erwähnten Basisverord-
nung (EG) Nr. 178/2002 zur Festlegung 
allgemeiner Grundsätze und Anf orde-
rungen des Lebensmittelrechts [21] hat 
der europäische Gesetzgeber versucht, für 
das Lebensmittelrecht eine Art Grund-
gesetz zu schaffen. Die Verordnung be-
zieht zahlreiche Definitionen und die Er-
richtung einer Europäischen Lebensmit-
telsicherheitsbehörde (EFSA, European 
Food Safety Authority mit Sitz in Parma) 
ein. Das ursprünglich als Richtlinie ge-
plante Vorhaben wurde nach einem ers-
ten Entwurf in eine Verordnung umge-
gossen, was die Vereinheitlichung des eu-
ropäischen Lebensmittelrechts gewiss be-
schleunigt und verstärkt hat, weil diese 
Form von Gemeinschaftsrecht den nati-
onalen Gesetzgebern eben keinen Umset-
zungsspielraum mehr lässt. Folglich exis-
tiert in Deutschland auch kein Gesetz zur 
Implementierung der Basisverordnung. 
Das Lebensmittel- und Futtermittelge-
setzbuch (LFGB) aus dem Jahr 2005 passt 
das nationale Lebensmittelrecht ledig-
lich dort, wo die europäischen Vorgaben 

noch Platz lassen, an die Basisverordnung 
an und ergänzt sie. Neben dem generel-
len gesetzgeberischen Trend weg von der 
Richtlinie und hin zur Verordnung kom-
men in dieser Rechtsetzung auch die üb-
rigen Ziele der neuen eur opäischen Le-
bensmittelrechtsgesetzgebung zum Aus-
druck.

Die Basisverordnung bezweckt ein ho-
hes Gesundheitsschutzniveau und zwar 
auf allen Produktions-, Verarbeitungs- 
und Vertriebsstufen von Lebensmitteln. 
Deshalb schließt sie auch die Futtermit-
tel in ihren Anwendungsbereich ein, wel-
che von Tieren verzehrt werden, die ih-
rerseits zur Lebensmittelgewinnung die-
nen. Gleichzeitig will die V erordnung 
das reibungslose Funktionieren des Bin-
nenmarkts gewährleisten. Sie beabsichti-
gt, das Lebensmittelrecht auf ein wissen-
schaftliches Fundament zu st ellen und 
etabliert deswegen das Prinzip der Risiko-
analyse, bestehend aus Risikobewertung, -
management und -kommunikation. Da-
neben wird das Vorsorgeprinzip festge-
schrieben, das bei wissenschaftlicher Un-
sicherheit vorläufige Risikomanagement-
maßnahmen ermöglicht, also ein präven-
tives Eingreifen der Behörden. Neben der 
Aufstellung strenger Anforderungen an 
die Lebensmittelsicherheit verpflichtet die 
Basisverordnung schließlich die Lebens-
mittelunternehmer, Systeme und Verfah-
ren zur Rückverfolgbarkeit ihrer Produkte 
einzurichten, und hält fest, dass sie für ih-
re jeweilige Tätigkeit verantwortlich sind 
(sog. Stufenverantwortung für Produ-
zenten, Verarbeiter, Vertreiber etc.).

Mit der Basisverordnung hat auch ei-
ne neue Definition des Begriffes „Lebens-
mittel“ Einzug in das Recht gehalten. Wa-
ren Lebensmittel nach früherem deut-
schem Recht als Stoffe definiert, die über-
wiegend der Er nährung oder dem G e-
nuss dienten, so spielen diese Charakte-
ristika heute – jedenfalls von Gesetzes we-
gen – keine Rolle mehr. Die europäische 
Begriffsbestimmung des L ebensmittels 
ist sehr umfassend und schließt alle Stof-
fe ein, die „nach vernünftigem Ermessen 
vom Menschen aufgenommen“ werden 
können, wobei mit Aufnahme die orale 
Zufuhr, also ein Verzehr gemeint ist. Die-
se weit gefasste Norm macht es notwen-
dig, bestimmte Stoffe explizit vom Le-
bensmittelbegriff auszunehmen, so z. B. 
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Arznei- und Futtermittel. Nach deutscher 
Rechtsprechung bleibt dabei die Ernäh-
rungsfunktion als wesentliches Charak-
teristikum von Lebensmitteln weiter von 
Bedeutung, insbesondere bei deren Ab-
grenzung von Arzneimitteln [22].

Diätetische Lebensmittel

Keine ganz junge Rechtsetzung mehr ist die 
Diät-Rahmenrichtlinie 89/398/EWG [23]. 
Sie ist jedoch ein anschauliches Beispiel für 
die Harmonisierung des jeweiligen natio-
nalen Lebensmittelrechts der Mitglied-
staaten. Denn sie legt zwar die Grundla-
gen für eine Angleichung der Rechtsvor-
schriften über Lebensmittel, die f ür ei-
ne besondere Ernährung bestimmt sind, 
überlässt aber wesentliche Einzelheiten, 
vor allem hinsichtlich der Zusammenset-
zung, Kennzeichnung und Bewerbung di-
ätetischer Lebensmittel, einer weiteren Ge-
setzgebung. Besondere Vorschriften für 
zunächst acht, später nur noch sechs ein-
zelne Gruppen derartiger Produkte sollten 
nach dem Wortlaut der Rahmenrichtlinie 
erst durch weitere Einzelrichtlinien festge-
legt werden. Das ist in einem mehr als 10-
jährigen Gesetzgebungsverfahren mittler-
weile durch die Richtlinien 91/321/EWG 
über Säuglingsanfangs- und F olgenah-
rung [24], 96/5/EG über Beikost für Säug-
linge und Kleinkinder [25], 96/8/EG über 
Lebensmittel für kalorienarme Ernäh-
rung zur Gewichtsverringerung [26] und 
1999/21/EG über diätetische Lebensmittel 
für besondere medizinische Zwecke [27] 
auch weitgehend geschehen. Dagegen gibt 
es noch immer keine Einzelrichtlinie über 
Lebensmittel für Sportler. Ergänzt wur-
den die genannten Richtlinien durch eine 
weitere Richtlinie 2001/15/EG über Stoffe, 
die diätetischen Lebensmitteln zu beson-
deren Ernährungszwecken zugesetzt wer-
den dürfen [28]. Alle diese Diätrichtlinien 
sind in Deutschland – nach Ablösung des 
zwischenzeitlich geltenden Säuglingsnah-
rungswerbegesetzes – durch die mehrfach 
überarbeitete und geänderte Diätverord-
nung in nationales Recht umgesetzt wor-
den.

Nahrungsergänzungsmittel

Nahrungsergänzungsmittel wurden auf 
europäischer Ebene ebenso als Torso ge-

regelt. Die N ahrungsergänzungsmit-
telrichtlinie 2002/46/EG [29] ist ein ty-
pisches Beispiel dafür, wie man sich in 
Europa auf die Festlegung eines kleinsten 
gemeinsamen Nenners verständigt und 
umstrittene Aspekte ausgeklammert hat. 
So sieht die Richtlinie zwar eine weite Pa-
lette von Stoffen vor, die Nahrungsergän-
zungsmittel enthalten können, trifft aber 
Zulassungsbestimmungen nur für Vita-
mine und Mineralstoffe; Höchstmengen 
für diese Nährstoffe sollen später festge-
legt werden, ebenso wie Regelungen über 
andere Substanzen. Nationale Umset-
zung dieser Richtlinie ist die Nahrungs-
ergänzungsmittelverordnung aus dem 
Jahr 2004. Daneben gelten, soweit die eu-
ropäische Harmonisierung keine Anpas-
sung des nationalen Rechts verlangt, die 
allgemeinen deutschen Vorschriften, ins-
besondere über die Gleic hstellung be-
stimmter Stoffe mit zulassungspflich-
tigen Zusatzstoffen (gemäß § 2 Abs. 3 
LFGB). Dabei handelt es sich um eine nach 
wie vor bestehende, oft kritisierte natio-
nale Besonderheit des Lebensmittelrechts. 
Während nämlich auf europäischer Ebene 
nur solche Stoffe als zulassungspflichtige 
Zusatzstoffe gelten, die Lebensmitteln zu 
technologischen Zwecken zugesetzt wer-
den, geht der deutsche Gesetzgeber hier 
weiter. Er stellt aus Gründen des vorbeu-
genden Verbraucherschutzes auch solche 
Stoffe den Zusatzstoffen gleich, die zu er-
nährungsphysiologischen Zwecken zuge-
setzt werden; sie sind nur unter ganz be-
stimmten Umständen vom Zusatzstoff-
begriff ausgenommen. In der Praxis führt 
das – entgegen den Vorgaben des EG-
Vertrags – zu erheblichen innergemein-
schaftlichen Handelshemmnissen, denn 
viele Stoffe, die in anderen Mitgliedstaa-
ten erlaubt sind, können in Deutschland 
verboten sein.

Hygiene- und 
Kontrollverordnungen

Erst seit Anfang 2006 g elten die neuen 
europäischen Regelungen über Lebens-
mittelhygiene und Lebensmittelkontrol-
le. Beide Gesetzgebungswerke wurden 
in Form von Verordnungen erlassen. Die 
neue Lebensmittelhygieneverordnung 
(EG) Nr. 852/2004 [30] und ihre Schwes-
ter, die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 mit 

spezifischen Hygienevorschriften für Le-
bensmittel tierischen Ursprungs [31] ha-
ben das frühere europäische Hygienerecht 
abgelöst und vereinheitlicht, welches über 
16 Richtlinien samt nationaler Umset-
zungsnormen verteilt war. Die neuen Ver-
ordnungen knüpfen inhaltlich an die Ba-
sisverordnung an, indem sie die Verant-
wortung der L ebensmittelunternehmer 
für die Sicherheit ihrer Produkte auf ih-
rer jeweiligen Stufe der Lebensmittelkette 
festhalten und wissenschaftlich fundierte 
Hygieneanforderungen aufstellen. Ergän-
zend dazu hat der europäische Gesetzge-
ber inzwischen die Verordnung (EG) Nr. 
2073/2005 über mikrobiologische Krite-
rien [32] erlassen, die zur Er füllung der 
Hygieneanforderungen einzuhalten sind.

Parallel zur Neuregelung des Hygiene-
rechts ist auch die Verordnung (EG) Nr. 
822/2004 über amtliche Kontrollen zur 
Überprüfung der Einhaltung des Lebens-
mittelrechts [33] in Kraft getreten. Auch 
sie knüpft an die Basisverordnung an und 
flankiert sie. Kontrollen der Lebensmittel-
unternehmen werden danach künftig „auf 
Risikobasis“ durchgeführt, d. h. abhängig 
vom Risiko, das vom jeweiligen Lebens-
mittelunternehmen für die betreffenden 
Lebensmittel ausgeht. Damit soll die amt-
liche Lebensmittelüberwachung auf eine 
wissenschaftliche Grundlage gestellt und 
zugleich effizienter gemacht werden.

Health Claims und Anreicherung

Die jüngsten und erst Ende D ezember 
2006 veröffentlichten Produkte europä-
ischer Lebensmittelrechtsetzung sind die 
beiden Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 
über nährwert- und gesundheitsbezogene 
Angaben [34] (auch als Health-Claims-
VO bezeichnet) und (EG) Nr. 1925/2006 
über den Zusatz von Vitaminen und Mi-
neralstoffen sowie bestimmten anderen 
Stoffen zu Lebensmitteln [35] („Anreiche-
rungsverordnung“). Die Health-Claims-
VO wurde ursprünglich vor allem deshalb 
entwickelt, weil das allgemeine Krank-
heitswerbungsverbot für Lebensmittel 
aus der Etikettierungsrichtlinie 2000/13/
EG in vielen Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft unterschiedlich umgesetzt worden 
ist, was Lebensmittelunternehmern eine 
europaweit einheitliche Lebensmittelwer-
bung erheblich erschwerte. Nun erlaubt 
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die neue Verordnung unter bestimmten 
Voraussetzungen Angaben über die Re-
duzierung eines Krankheitsrisikos, un-
terwirft aber zugleich auch allgemeine 
gesundheitsbezogene Angaben – w elt-
weit einmalig – einer Z ulassungspflicht. 
Während gesundheitsbezogene Werbe-
aussagen samt der Voraussetzungen, un-
ter denen sie im Einzelfall g emacht wer-
den dürfen, auf einer Gemeinschaftslis-
te zugelassener Angaben veröffentlicht 
werden sollen, besteht für Krankheitsri-
sikovorbeugungsaussagen ein individu-
elles Genehmigungsverfahren. Gleichzei-
tig verbietet bzw. beschränkt die Health- 
Claims-VO bestimmte, vor allem wissen-
schaftlich nicht abgesicherte oder unver-
ständliche Angaben und verpflichtet zu 
zusätzlichen Kennzeichnungselementen. 
Dieses Gesetzeswerk wird nach vollstän-
digem Inkrafttreten Mitte 2007 und dem 
Ablauf einer Reihe von Übergangsfristen 
die Werbung mit Lebensmitteln nach-
haltig beeinflussen. Die parallel verab-
schiedete Anreicherungsverordnung re-
gelt zunächst – ähnlich wie die bereits er-
wähnte Nahrungsergänzungsmittelricht-
linie – nur die Anreicherung von Lebens-
mitteln mit Vitaminen und Mineralstof-
fen. Sie ist ebenfalls erkennbar von dem 
Bemühen des Gesetzgebers um eine wis-
senschaftliche Rechtfertigung sowohl sei-
nes eigenen Handelns als auch der An-
reicherung von Lebensmitteln selbst ge-
tragen. Voraussichtlich werden die bei-
den Verordnungen den Markt spezifisch 
nährstoffhaltiger Lebensmittel sowie ihre 
Bewerbung in den nächsten Jahren nach-
haltig verändern.

Fazit

Ohne gewisse Grundkenntnisse im Eu-

roparecht lassen sich lebensmittelrecht-

liche Fragestellungen heutzutage nicht 

mehr lösen. Solche Kenntnisse sind des-

halb für jeden notwendig, der in der be-

ruflichen Praxis mit Lebensmitteln zu 

tun hat. Entweder sind die europäischen 

Rechtsquellen unmittelbar anwendbar 

oder sie sind bei der Auslegung natio-

naler Vorschriften zu berücksichtigen – 

ergänzend, flankierend oder auch ein-

fach nur zum richtigen Verständnis. Nicht 

nur der deutsche Lebensmittelmarkt ist 

voll von Erzeugnissen aus anderen Mit-

gliedstaaten, auch das deutsche Lebens-

mittelrecht ist geprägt von europäischen 

Wurzeln und Vorschriften. Das macht die 

Praxis der Rechtsanwendung nicht im-

mer einfacher, lässt sich aber auch nicht 

ignorieren. Denn ein gemeinsamer Markt 

braucht nun einmal gemeinsame Regeln, 

auch wenn keine Gemeinschaft ohne 

Mitglieder und kein Europa ohne natio-

nale Gesetzgeber denkbar ist. Insgesamt 

dürften trotz aller Probleme in der Ent-

wicklung und bei der Anwendung euro-

päischen Lebensmittelrechts die Vorteile 

gemeinschaftsweit geltender Normen 

die Nachteile zahlreicher Details dieser 

Materie doch überwiegen.
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